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über Berwaltungsfragen aus einem 
Bortrage Haiferfelds. 


3. Landeserfordernifſe und Bedeckung des Landes haushaltes. 


Ueber dieſen Gegenſtand ſpricht ſich Kaiſerfeld nach einem Ueber⸗ 
blick über den gegenwärtigen Stand des Landesvermögens in folgender 
Weiſe aus: 

„Blicke ich nun in die Zukunft und verſuche ich, mir ein Bild 
über die Beſtreitung der finanziellen Bedürfniſſe des Landeshaushaltes 


Fragmente 


zu entwerfen, ſo geſtehe ich offen, daß ich zu denjenigen nicht gehöre, 


welche von Erſparungen in den Ausgaben große oder auch nur irgend 
welche nennenswerthe Reſultate erwarten, und es ift nothwendig, daß 
die Bevölkerung dies wiſſe, damit ſie ſich nicht Erwartungen hingebe, 
in denen ſie ſich bald getäuſcht ſehen müßte. 

Daß die Landeserforderniſſe nach dem ſtrengen Bedürfniſſe prä⸗ 
liminirt und mit den bewilligten Bedeckungsſummen ökonomiſch und 
gewiſſenhaft gebahrt werde, iſt ſelbſtverſtändlich. Die Landesausgaben 
gründen ſich aber entweder auf Verpflichtungen, welche die früheren 
Stände eingingen und die ſie aus ihrem Domeſticum beſtritten. So die 
Zinſen der alten Domeſticalſchuld, die Koſten der Stiftungsplätze für 
Zöglinge der Militär⸗Bildungsanſtalten, weiter die Koſten für die land⸗ 
ſchaftliche Ober⸗Realſchule und die Taubſtummen⸗Lehranſtalt in Graz, 
für das Joanneum mit ſeinen Muſeen und Sammlungen, für das 
Theater u. ſ. w. Nachdem das ehemalige ſtändiſche Vermögen durch 
die Verfaſſung auf die Landesvertretung überging, ſo iſt es unzweiſel⸗ 
haſt, daß auch jene Verpflichtungen und Laſten auf dieſe übergegangen 
find, und wenn man auch formell vielleicht das Recht der Landes⸗ 
vertretung nicht beſtreiten könnte, einige der von den Ständen ge⸗ 
gründeten Anſtalten aufzulafſen, fo gilt dies weder von allen, noch 
würde ein ſolches Vorgehen in allen Fällen ſittlich oder vom Stand⸗ 
punkte der Aufgaben der Landesvertretung ſich rechtfertigen laſſen. Im 
Gegentheile ſcheint mir die Verpflichtung, daß dieſe Anſtalten in einer 
ihrem Zwecke entſprechenden Weiſe erhalten und ſortentwickelt werden, 
eine unzweifelhaſte zu fein. 


Oder die Landesausgaben gründen ſich auf verfaſſungsmäßig be⸗ 
ſtehende Einrichtungen und Geſetze, welche die Landesvertretung ein⸗ 
ſeitig nicht zu ändern vermag. So die Ausgaben für Schub und Vor⸗ 
ſpann, für Kranken⸗Verpflegskoſtenerſätze und Findelkinderpflege an 
andere Landesſonds und an die Humanitäts⸗Anſtalten des eigenen 
Landes, die Auslagen für Impfung, für die Bequartirung der Gen⸗ 
darmerie, für die Volksſchule, für die Grundentlaſtung u. ſ. w. Wenn 
auch die Landesgeſetzgebung unzweifelhaft berechtigt wäre, einige dieſer 
Koſten ganz oder zum Theile auf die Gemeinden oder Bezirke ubzu⸗ 
wälzen, jo wäre dies doch keine Erſparung, 
255 ſolche Verſchiebung öffentlicher Leiſtungen manche Gemeinden von 
einer Laſt getroffen, welche ſie nicht zu tragen vermöchten, und ſchließ⸗ 
lich müßte doch der Landesfonds für die Unvermögenden als Zahler 
eintreten. 

Oder die Landesausgaben gründen ſich auf ſolche Beſchlüſſe der 
Landesvertretung, zu welchen dieſe aus keinem der angeführten Titel 
verpflichtet war. Aber die Landesvertretung hat dieſe Beſchlüſſe gefaßt, 
weil ſie damit einem allgemein gefühlten Bedürfniſſe oder weil ſie der 
allgemeinen Aufgabe entſprach, ihrerſeits ſür das materielle und geiſtige 
Wohl der Bevölkerung dort zu ſorgen, wo andere Fonds ihrer Beſtim⸗ 
mung noch nicht hinreichen. Dahin gehören die Ausgaben für Straßen, 
Flußregulirungen und Uferſchutzbauten, ſür die landwirthſchaftlichen, die 
Bürgerſchulen und die Real⸗Gymnaſien. Glaubt man nun im Ernſte, 
daß ſich an dieſen Ausgaben viel erſparen ließe? und müßte man nicht 
bei einer Beſchränkung einiger dieſer Ausgaben Rückſchritte befürchten, 
welche für die Landescultur überhaupt und für manche Gegenden ver⸗ 
hängnißvoll werden müßten? Manche dieſer Ausgaben ſtehen aber auch 
für eine Reihe von Jahren unwiderruſlich feſt und andere find unter 
Umſtänden beſchloſſen worden, welche gewiſſe Corporationen zu dem 
Anſpruche berechtigen, daß dieſelben vom Lande fortan beſtritten werden 
und die daher ohne Zustimmung derſelben nicht aufhören können. 

Für Reductionen erübrigen daher nur noch einige Stipendien, 
deren Einziehung aber zur Folge hätte, daß unſere landwirthſchaftlichen 
Schulen wegen Mangels an Zöglingen den größten Theil ihres Nutzens 
einbüßen würden; dann die Unterſtützungen, welche einige humanitäre 
oder künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche Zwecke verſolgende Vereine oder 
arme Kranke in den l. Bädern erhalten oder welche der Hebung der 
Landwirthſchaſt zugewendet werden. Ich zweifle, daß ſich die Landes⸗ 
vertretung entſchließen dürfte, durch Reſtringirung der bisherigen Be⸗ 
willigungen für ſolche Zwecke und eines Erſparniſſes wegen, deſſen 
Reſultat im Landesbudget ein minimales und in ſeinem finanziellen 
Erfolge kaum bemerkbares wäre, die Exiſtenz von Vereinen, die ſo 
mannigfach nützlich wirken und Aufgaben erfüllen, für welche ſonſt die 
Gemeinden oder das Land aufkommen müßten, in Frage zu ſtellen. 

Wenn nun von Erſparungen im Landeshaushalte, ſo lange die 
Operation der Grundentlaſtung nicht ganz abgewickelt iſt, ſo viel wie 
nichts zu erwarten iſt, und wenn zur Beſtreitung der Landes⸗Erforder⸗ 
niffe ſchon jetzt eine Umlage von 38 Percent der directen Steuern 


wohl aber würden durch 


fammt Staatszuſchlägen nicht zureicht und wenn, wie man mir wohl 
zugeben wird, ſo lange die gegenwärtigen wirthſchaftlichen Verhältniſſe 
andauern, an eine Erhöhung der Landesumlage nicht zu denken iſt, ſo 
entſteht die Frage, wie kann und ſoll der Landeshaushalt ferner ohne 
Störungen fortgeführt werden? 

Es wird die Aufgabe des gegenwärtigen Landes⸗Ausſchuſſes ſein, 
dem nächſten Landtage einen Bericht über den Stand des Landesver⸗ 
mögens und über die Mittel zur Beſtreitung der Landes⸗Erforderniſſe 
vorzulegen. Ich will dieſem Berichte und den Anſichten des Landes⸗ 
Ausſchuſſes nicht vorgreifen und beſchränke mich daher in Bezug auf 
die geſtellte Frage auf einige wenige Bemerkungen. 

Der Landeshaushalt iſt mit der Bedeckung ſeiner Ausgaben auf 
Zuſchläge zu den directen Staatsſteuern angewieſen. Der Verſuch, die 
Länder in der Bedeckung ihrer Erforderniſſe von den Staatsſteuern 
unabhängig zu machen und an die Stelle des Zuſchlägeſyſtems ein an⸗ 
deres Syſtem der Localſteuern zu ſetzen, iſt noch nicht gemacht worden. 
Da die Einnahmen aus dem fruchtbringenden Vermögen des Landes im 
Verhältniſſe zu der Höhe des Geſammt⸗Erforderniſſes nur eine unterge⸗ 
ordnete Bedeutung haben, ſo fällt den Zuſchlägen in der Bedeckung 
desſelben die Hauptrolle zu. Zu Zuſchlägen eignen ſich aber nur die 
Grund⸗, Haus, Erwerb⸗ und die heutige Einkommenſteuer, ſoweit letz⸗ 
tere nicht an der Quelle ergriffen wird (Couponſteuer). Nun finden 
aber die Zuſchläge, welche das Land erhebt, ihre Verwendung größten⸗ 
theils in Zweigen der öffentlichen Verwaltung. Das ſollte dem Reiche 
die Rückſicht auferlegen, bei Bedeckung ſeiner eigenen Auslagen in der 
Anforderung an jene Steuerquellen, auf welche die Länder, Bezirke 
und Gemeinden faſt ausſchließend angewieſen ſind, mit Schonung vor⸗ 
zugehen und dadurch denſelben zu ermöglichen, ihre Bedürfniſſe aus 
dieſen Quellen ohne Ueberbürdung der Steuerträger zu beſtreiten. Eine 
ſolche Rückſicht muß um ſo mehr geſordert werden, je größer die Laſten 
find, welche die Reichsgeſetzgebung vom Reiche ab⸗ und auf die Länder 
und Gemeinden überwälzt. Bei gleichbleibendem Zuſchlagpercente können 
die Länder e e iu unter aünſtigen wirth⸗ 


ſchaftlichen Verhältniſſen bei der Erwerb⸗ und Einkommenſteuer au 
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in der laufenden Gebahrung beſtritten werden ſollten, weil ſie ihrer 
Natur nach zu den außerordenklichen und nicht regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Auslagen gehören und für die daher ſchon des mit denſelben 
erreichten dauernden Vortheiles wegen nicht der Steuerträger der Gegen⸗ 
wart allein aufzukommen hat. In Zeiten, in welchen auch eine höhere 
Umlage von der Bevölkerung leicht getragen wurde oder in welchen 
ſelbſt eine auf gleicher Höhe gebliebene wachſende Erträge lieferte, war 
es ganz zweckmäßig und ökonomiſch zugleich, derlei Auslagen in gewöhn⸗ 
licher Weiſe durch Umlagen zu bedecken Es wäre aber ganz zuläſſig, 
daß die Jahresdotationen für die Regulirungsbauten an der Mur, dem 
Sann⸗ und dem Ennsfluſſe und für jede ähnliche Flußregulirung, 
daß die Koſten für den Bau neuer, ſowie für umfangreichere, die Natur 
eines Neubaues annehmende Correctionen beſtehender Straßen u. dergl. 
im Wege der Benützung des Landescredites beſtritten werden. Der Ver⸗ 
mögensſtand des Landes würde das um ſo mehr geſtatten, als ein größerer 
Theil der Landespaſſiven durch deren vertrags⸗ oder reglementsmäßige 
Amortiſirung ohnehin durch die laufende Gebahrung jährlich zur Til⸗ 
gung gelangt. Es iſt zu erwarten, daß die künftige Landesvertretung 
der Frage: wie die Landeserforderniſſe ohne Erhöhung der Landesum⸗ 
lage, zugleich aber auch ohne Beinträchtigung productiver Anlagen 
und Arbeiten künſtig zu bedecken ſeien? — eine beſondere Wichtigkeit 
zuerkennen wird. Sie wird ſich der Sorge für die Hebung der Landes⸗ 
cultur und wohlbegründeten Wünſchen der Bevölkerung nicht verſchließen 
können, ſie wird daher ebenfalls der Verbeſſerung der Communicationen, 
insbeſondere in jenen Bezirken des Landes, welche durch ihre Entſer⸗ 
nung von Eiſenbahnen in ihrem wirthſchaftlichen Berhältniſſe gegen 
andere Bezirke zurückgeſetzt ſind — und der Beſchaffung der Mittel zu 
ſolchen und anderen productiven Verbeſſerungen der ökonomiſchen Ver⸗ 
hältniſſe der Bevölkerung ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden nicht unter⸗ 
laſſen dürfen.“ f 


Mittheilungen aus der Praxis. ke 


wachſende Vorſchreibungen rechnen. 
Die indirecten Steuern entziehen ſich ihrer Natur nach wenigſtens 
für die Bezirke und das Land dem Syſteme der Zuſchläge. Soferne 
durch dieſelben die Production getroffen wird, würden ſie die Pro⸗ 
ductionskoſten und dadurch die Concurrenzbedingungen unter den gleichen 
Gewerbsgenoſſen von Land zu Land verſchieben; ſoweit ſie aber Lebens⸗ 
oder Genußmittel bei ihrer Conſumtion treffen, würden ſie das Leben 
im Allgemeinen vertheuern, dadurch aber auf alle Productionszweige 
und vor Allem durch die Einſchränkungen, welche in der Conſumtion 
eintreten würden, auf die Landwirthſchaft nachtheilig zurückwirken. 
Deßhalb hat es auch der Landtag bisher vermieden, auf Anträge 
einzugehen, welche dahin gerichtet waren, die Landesbedürfniſſe auch 
durch Zuſchläge zur Verzehrungsſteuer auf Wein und Fleiſch zu bedecken. 
Es dürfte die Ablehnung ſolcher Anträge umſo mehr gerechtfertigt ge⸗ 
weſen ſein, als ſolche Zuſchläge bereits in mehreren Gemeinden beſtehen 
und als die Verderblichkeit einer ſolchen Beſteuerung durch weitere Zu⸗ 
ſchläge in geometriſcher Progreſſion wachſen müßte. Es ſind hiebei be⸗ 
ſonders die Verhältniſſe der Landeshauptſtadt in's Auge zu faſſen, welche 
das Recht hat, an ihren Linien zur Verzehrungsſteuer einen Drittelzu⸗ 
ſchlag zu erheben. Da dieſer Zuſchlag ohne die empfindlichſten Folgen 
für die Hauptſtadt nicht mehr ehöht werden könnte, dieſe daher von 


dem Landeszuſchlage eximirt werden müßte, ſo müßte der Zuſchlag zur 


Verzehrungsſteuer in den übrigen Theilen des Landes ein ziemlich hoher 
fein, um ein einigermaßen lohnendes und für die der directen Beſteuerung 
unterliegenden Steuerträger anſcheinend erleichterndes Reſultat zu lieſern. 

Wenn nun die bisherigen Einnahmequellen zur Beſtreitung der 
Landesbedürfniſſe nicht mehr genügen, wenn jene nicht erhöht, dieſe 
kaum vermindert werden können und wenn neue Einnahmequellen nicht 
aufzufinden ſind — dann könnte die Landesvertretung allerdings ge⸗ 
zwungen ſein, in ſolchen Ausgaben ſich zu beſchränken, zu welchen ſie 
weder durch die Verfaſſung, noch durch ſpecielle Geſetze gezwungen 
wird, welche aber hauptſächlich darauf berechnet ſind, die productiven 
Kräfte der Bevölkerung zu heben und den Werth ihres Beſitzthums zu 
erhöhen. Das aber wäre ſehr zu beklagen. 

Beſehen wir uns aber die Landes⸗Voranſchläge näher, ſo finden 
wir durch die laufenden Einnahmen Ausgaben beſtritten, welche 
große Summen in Anſpruch nehmen, und die ſchon aus dem Grunde nicht 
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Frage der Anſtellung des Todtengräbers. 


Am 30. November 1875 zeigte der Pfarrer in T. der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft M. an, daß die Stadtgemeinde T. einen neuen Todten⸗ 
gräber angeſtellt habe, ohne das Patronatsamt oder das Pfarramt oder 
die Pfarrgemeinde zu fragen und ſtellte, da er in dieſem Vorgange 
eine Verletzung der pfarrlichen Rechte erkannte, das Begehren: „es 
möge dieſer Anſtellungsact für ungiltig erklärt und zu der erfolgten 
Anſtellung die nachträgliche Zuſtimmung der hiebei intereſſirten Factoren, 
insbeſondere nach 8 35 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 (R. G. Bl. 
Nr. 50) der Pfarrgemeinde eingeholt oder eine neue Beſetzung mit 
Zuziehung der Letzteren veranlaßt werden.“ 

Der Bürgermeiſter von T. berichtete darüber, daß der Leichen⸗ 
hof in T. ſtets ein Eigenthum der eingepſarrten Gemeinden war, von 
denſelben erbaut und erhalten wurde ohne irgend einen Beitrag von 
Seiten des Patrones, der Kirche oder des Pfarrers, und daß der 
Todtengräber immer nur allein von der Repräſentanz der Stadtgemeinde 
T. ernannt worden ſei. Von dieſem Rechte werde die Gemeinde bis 
zur Conſtituirung der neuen Pfarrgemeinden ($ 37 Geſetz v. 7. Mai 
1874) Gebrauch machen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. erkannte mit dem Erlaſſe vom 
23. Februar 1876, daß das Pfarramt mit ſeinem Begehren ab⸗ 
gewieſen werde, daß der 8 35 des Geſetzes vom 7. Mai 1874 
noch keine Anwendung finde, weil das im § 37 des Geſetzes zuge⸗ 
ſicherte beſondere Geſetz bezüglich der näheren Vorſchriften über die 
Conſtituirung und die Vertretung der Pfarrgemeinden nicht erfloſſen 
iſt und die Vertretung der Gemeinde T. den Todtengräber bisher ſelbſt 
ernannt und angeſtellt hat. Außerdem berief ſich die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft auf das Geſetz vom 30. April 1870, R. G. Bl. Nr. 68 8 3 
und die Miniſterial⸗Verordnung vom 22. Mai 1874, 3. 14.903. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte das Pfarramt T. an die 
Statthalterei, indem es die Ausführungen des Bürgermeiſters lediglich 
als nicht erwieſene Behauptungen erklärt und für ſich weiters geltend 
macht: 

1. Sei der § 35 des Geſetzes vom J. 1874 inſoweit bereits in 
Wirkſamkeit getreten, als deſſen Durchführung möglich iſt; das dies⸗ 


bezügliche Recht des Pſarramtes ſtütze ſich übrigens darauf, daß 
Leichenhöfe zu den kirchlichen Gebäuden gehören, daher die Beſtellung 
des Todtengräbers dem Patronatsamte im Vereine mit dem Pfarramte 
zuſteht; endlich haben hier, wenn überhaupt Jemand anderer etwas zu 
reden habe, die eingepfarrten Gemeinden, reſp. die Pfarrgemeinde, das 
Recht, zu verfügen. 

2. Die Behauptung, daß ſeit jeher die Gemeinde⸗Repräſentanz 
von T. den Todtengräber angeſtellt habe, könne er nicht beurtheilen; 
dieſes Recht könnte aber nur als Privilegium ausgeübt oder auf Grund einer 
rechtmäßigen Erſitzung in Anſpruch genommen werden; ein ſolches 
Privilegium exiſtire nicht und eine Erſitzung ſei nicht nachgewieſen. In 
dieſer Beziehung legte der Pfarrer zwei von ihm aufgenommene Pro⸗ 
tokolle mit dem geweſenen Todtengräber und dem Gemeindevorſteher 
der eingepfarrten Gemeinden vor. Endlich wurde noch angeführt, daß 
der Todtengräber auch Nachtwächter und Balkenzieher ſei. 

Die Statthalterei ordnete zur Conſtatirung des Umſtandes, daß 
die Anſtellung des T. . er Todtengräbers feit jeher von der Gemeinde⸗ 
Repräſentanz von T. erfolgte, die Einvernahme des Patronatsamtes 
und unbedenklicher Gedenkmänner an, und erkannte ſodann mit dem 
Erlaſſe vom 8. Juli 1876, daß es erwieſen ſei, daß das Recht der 
Beſetzung der Todtengräberſtelle bei der Pfarrkirche in T. ſeit 60 Jahren 
ſtets die Gemeinde⸗Vertretung von T. ausgeübt habe, ohne daß die 
eingepſarrten Gemeinden oder das Patronatsamt dagegen eine Ein⸗ 
wendung gemacht haben, daß dieſes Beſetzungsrecht ſomit von den 
übrigen Intereſſenten der T. . .’er Gemeinde ſtillſchweigend eingeräumt, 
bon dieſer Gemeinde durch ihre legale Vertretung bei jedem ſich er⸗ 
gebenden Falle ungeſtört ausgeübt und ſomit erſeſſen worden ſei. In 
dieſer Richtung fand alſo die Statthalterei dem Recurſe des T. . er 
Pfarrers vom 7. März 1876 keine Folge zu geben. 

Weiters erkannte die Statthalterei, daß der Friedhof, nach den 
beſtehenden älteren Normen, die nach dem Cultus⸗ und Unterrichts⸗ 
Miniſterialerlaſſe vom 22. Mai 1874, 3. 14903 nicht aufgehoben 
ſeien, eine Cultusanſtalt ſei und der Todtengräber, welcher bei einem 
ſolchen katholiſchen Friedhofe beſtellt iſt, jedenfalls dem Pfarrer, der 
als fein unmittelbarer Vorſteher anzuſehen komme, unterſtehe. Es 
müſſe daher auch dem Pfarrer auf die Beſetzung dieſer Stelle inſo⸗ 
ferne eine Ingerenz eingeräumt werden, als demſelben in Hinkunft 
jedesmal die für dieſe Stelle in Ausſicht genommene Perſon rechtzeitig 
bekannt gegeben werde, um demſelben zu ermöglichen, auch die Rechte 
der Kirche wahren und allfällige Einwendungen erheben zu können. 

Sowie conſtatirt wurde, daß die T.. er Gemeinde⸗Vertretung 
das Recht der Beſetzung des Todtengräbers ausgeübt hat, ſo ſei auch 
ſichergeſtellt, daß der jeweilige Todtengräber auch die Function eines 
Balkentreters (Calcanten) bei der Kirchenorgel ausgeübt habe. Sowie 
die Gemeinde T. das Beſetzungsrecht erworben habe, habe auch die 
T ber Kirche das Recht erſeſſen, daß der jeweilige Todtengräber 
bei dem Gottesdienſte die Balken zu treten hat. Wenn die T. er 
Kirche darauf beſteht, ſei der von der Gemeinde angeſtellte Todtengräber 
zu verpflichten, die Calcanten⸗Function wie ſein Vorgänger zu beſorgen. 

Schließlich bemerkte die Statthalterei, daß jeder Todtengräber 
den ſanitätspolizeilichen, im Geſetze gegründeten Anordnungen der hiezu 
berechtigten Organe Folge zu leiſten habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung reichte das Bürgermeiſteramt in T. die 
Minifterialberufung ein, und zwar gegen den Ausſpruch, daß der Todten⸗ 
gräber dem Pfarrer unterſtehe, und daß dem Pfarrer in „Hinkunft“ 
auf die Beſetzung der Todtengräberſtelle eine Ingerenz einzuräumen ſei. 
Das Bürgermeiſteramt acceptirte die Anſicht, daß bezüglich der confeſſio⸗ 
nellen Friedhöfe die älteren Normen noch in Kraft beſtehen; nach dieſen 
Normen ſeien aber nur jene Friedhöfe ein Acceſſorium der Kirchen⸗ 
gebäude, bei deren Herſtellung die alten Concurrenzunormen zur Anwen⸗ 
dung kommen und wo Grabſtellen⸗Gebühren beſtehen. Beides ſei bei 
dem T . ber Friedhofe nicht der Fall. Uebrigens ſei es wohl außer 
Zweifel, daß bei den Friedhöfen der ſanitätspolizeiliche Charakter prä⸗ 
valire, während die Kirche mit der Einſegnung der Leiche ihre Functio⸗ 
nen beſchließt. Die Leiſtung der Calcanten⸗Dienſte bilde keinen Gegen⸗ 
ſtand der Verhandlung; dies ſei lediglich vom Pfarrer hereingezogen; 
eine derartige Verpflichtung könne nicht anerkannt werden; derlei Ver⸗ 
richtungen ſeien auch factiſch nie als Verpflichtung geleiſtet worden. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 28. Juli 1877, 
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T. 


. 


„Dem Recurſe des Bürgermeiſteramtes der Stadtgemeinde 
gegen die Entſcheidung der Statthalterei vom 8. Juli 1876, inſo⸗ 
ſerne darin ausgeſprochen wurde, daß die Beſtellung des Todtengräbers 
bei dem Friedhofe der Pfarrkirche zu T. nur unter einer gewiſſen In⸗ 
gerenz des Pfarrers ſtattfinden dürfe, wird Folge gegeben und erkannt, 
daß dem Bürgermeiſteramte von T. das erwieſenermaßen bisher ohne 
Einſprache ausgeübte Recht, den Todtengräber zu beſtellen, auch ferner⸗ 
hin uneingeſchränkt zuſtehe. 

Der Todtengräber iſt in erſter Linie immer ein ſanitätspolizeili⸗ 
ches Organ und unterſteht in dieſer Beziehung dem Bürgermeiſteramte. 

Es verſteht ſich übrigens von ſelbſt, daß derſelbe in rituellen 
und kirchlichen Angelegenheiten den Weiſungen des Pfarrers Folge zu 
leiſten hat. 


Wenn es auch richtig iſt, daß conſeſſionelle Friedhöfe gewiſſer⸗ 


maßen Beſtandtheile der Kirche ſind, ſo folgt daraus noch nicht, daß 
der Todtengräber denſelben Charakter an ſich trägt. 
Der Umſtand, ob der T. ber Friedhof eine confeſſionelle oder 


eine Gemeindeanſtalt iſt, iſt für die Entſcheidung nicht von ſo maß⸗ 
gebender Bedeutung, als die Stadtgemeinde annimmt, da auch bei 
eigentlichen Gemeindeſriedhöfen der Todtengräber, inſoweit das con⸗ 
feſſionelle Moment des Begräbniſſes mit in Betracht kommt, den Wei⸗ 
ſungen des Ortsſeelſorgers Folge leiſten muß. Das Maß dieſer Unter⸗ 
ordnung wird allerdings ein größeres ſein, wenn die Confeſſionalität 
feſtſteht, da dann der Seelſorger auch in Vertretung der Kirche, ſei es 
als Eigenthümerin oder zufolge ihrer ſonſtigen auf den Friedhof ſich 
beziehenden Rechte dem Todtengräber übergeordnet iſt; allein an ſich 
iſt dieſe Ueberordnung auch bei jedem Gemeindefriedhofe vorhanden, 
ſofern es ſich eben um confeſſionelle Beziehungen handelt. 

In ſanitätspolizeilicher Beziehung dagegen iſt der Todtengräber 
der Ortspolizei untergeben. Die Abgrenzung zwiſchen dieſen zwei Auto⸗ 
ritäten kann wohl nur in einer nach allfälliger inſtanzmäßiger Feſt⸗ 


ſtellung des Charakters des Friedhofes von der politiſchen Behörde zu 


genehmigenden Friedhofsordnung ihre Regelung finden, und wird es 
Sache der Statthalterei ſein, in dieſer Beziehung die entſprechende 
Weiſung zu erlaſſen. 

Inſoferne weiters mit der angefochtenen Entſcheidung dem Seel⸗ 
ſorger ein Veto in Bezug auf die Ernennung des Todtengräbers zuge⸗ 
ſtanden wurde, iſt die Beſchwerde gegründet, weil die Stadtgemeinde 
nach den gepflogenen Erhebungen das Ernennungsrecht uneingeſchränkt 
ausgeübt hat, und wenn hiedurch das Recht der Beſtellung erſeſſen 
worden iſt, dieſe Erſitzung auch für die Art der Ausübung des 
erſeſſenen Rechtes maßgebend ſein muß. 

Zur Entſcheidung darüber endlich, daß der jeweilige Todten⸗ 
gräber auch den Calcanten⸗Dienſt zu verſehen habe, war keine Veranlaſſung 
gegeben, weil ein hierauf gerichtetes Parteibegehren weder in erſter 
noch in zweiter Inſtanz geſtellt worden iſt, die Frage vielmehr im 
Laufe der Verhandlung, ſpeciell im Recurſe des Pfarrers gegen die 
erſtinſtanzliche Entſcheidung nur inſoſerne berührt worden iſt, als zur 
Begründung der angeſprochenen Einflußnahme auf die Beſetzung der 
Todtengräberſtelle unter Anderem auch angeführt wurde, es habe der 
ehemalige Todtengräber L. auch den Calcanten⸗Dienſt verrichtet. Hierin 
kann aber ein Parteibegehren um Entſcheidung über die Verpflichtung 
zur Leiſtung des Calcanten⸗Dienſtes umſoweniger erblickt werden, als in 
eben jenem Recurſe ausdrücklich darauf hingewieſen wurde, daß die 
Calcanten⸗Stelle im Jänner 1876 von der Kirchenvorſtehung beſetzt 
wurde, woraus ſich ergibt, daß für die Verſehung dieſer Function 
ſelbſtſtäudig vorgeſorgt worden iſt.“ H. 


Frage der heimatsrechtlichen Folge der in einer als ungiltig erklär⸗ 
ten Ehe erzeugten Kinder. 

Der am 12. April 1868 in der Brünner Landeskrankenanſtalt 
verſtorbene Joſeph S. aus M. in Schleſien hatte ſich am 7. Jänner 
1861 mit Maria R. aus O. in Mähren verehelicht und mit derſelben 
drei Kinder erzeugt: Maria, Thereſia und Johann. Da aber Joſeph S. 
bei Eingehung der Ehe mit Maria, gebornen R. bereits mit Hedwig, 
gebornen T. verehelicht war und dieſe noch lebt, ſo wurde mit Urtheil 
des Brünner Landesgerichtes vom 11. Auguſt 1874 die von Joſeph S. 
mit Maria, geborenen R. aus O. in Mähren (beide gehörten der 


Zahl 7647 im Einvernehmen mit dem Miniſterium für Cultus und katholiſchen Religion an) am 7. Jänner 1861 geſchloſſene Ehe für 


Unterricht in folgender Weiſe entſchieden: 


ungiltig erklärt. 


Es handelte ſich um die Ermittlung des Heimatsrechtes der ge⸗ 
nannten, in dieſer als ungiltig erklärten Ehe erzeugten drei Kinder. 
Da der Vater Joſeph S. in M. in Schleſien, die Mutter aber in O. 
in Mähren heimatsberechtigt war, ſo mußte die Entſcheidung bezüglich 
der Zuſtändigkeit der Kinder von der Beantwortung der Frage über 
die eheliche oder uneheliche Geburt derſelben abhängig gemacht werden. 

Das Landesgericht in Brünn erſtattete hinſichtlich der Ehelich⸗ 
keit oder Unehelichkeit der aus der Ehe des Joſeph S. mit Maria, 
gebornen R. entſtammenden Kinder ſeine Wohlmeinung dahin, daß dieſe 
Kinder, da laut Beſchluſſes dieſes Landesgerichtes vom 18. April 1873 
es nicht nachweisbar ſei, daß Maria S., geb. R. zur Zeit ihrer Ehe⸗ 
ſchließung mit Joſeph S. Kenntniß davon hatte, daß dieſer in der 
erwähnten Zeit mit Hedwig T. bereits verehelicht war, und da dies 
auch aus dem mit Maria S. am 12. Juni 1872 bei der Brünner 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft aufgenommenen Protokolle hervorgehe, nach 
$ 50 des erſten Anhanges des zur Zeit der Eingehung der Ehe des 
Joſeph S. mit Maria R. und der Geburt der obenerwähnten Kinder 
in Wirkſamkeit geſtandenen kaiſerlichen Patentes vom 8. October 1856 
(R. G. Bl. Nr. 185) als eheliche anzusehen ſeien. 

Die ſchleſiſche Landesregierung ſprach ſich dahin aus, daß die 
fraglichen Kinder, da ſie aus der ungiltig erklärten Ehe des Joſeph S. 
und der Maria R. geboren ſeien, im Sinne des Heimatsgeſetzes für 
unehelich anzuſehen kommen, und alſo nach 8 6, Alinea 2 des Heimats⸗ 
geſetzes in jener Gemeinde heimatberechtigt ſeien, in welcher ihre Mutter 
Maria R. zur Zeit der Entbindung das Heimatsrecht hatte. Denn die 
Beſtimmung des $ 160 a. b. G. B., hinſichtlich der Ehelichkeit der 
in einer Putativehe erzeugten Kinder, habe bloß für das Gebiet des 
Privatrechtes Geltung, in Beziehung auf das öffentliche Recht ſeien 
aber die in einer ſolchen Ehe erzeugten Kinder ſtets als uneheliche an⸗ 
zuſehen. 

Die mähriſche Statthalterei hingegen theilte die Rechtsanſchauung 


— des Brünner Landesgerichtes. Aus dem Matrikenauszuge des Pfarr⸗ 


amtes N. ſei zu erſehen, daß Maria und Thereſia S. als eheliche 
Kinder des Joſeph S. und der Maria, geb. R. eingetragen ſeien. (Das 
dritte Kind Johann S. war inzwiſchen laut Todtenſcheines am 20. April 
1868 in der Gemeinde W. geſtorben.) Da nun die Matrikenbücher 
als öffentliche Bücher gegen jedermann vollſtändige Beweiſeskraft haben, 
bis nicht das Gegentheil ihres Inhaltes erwieſen und erſichtlich ge⸗ 
macht erſcheine, ſo müſſen auch die genannten Joſeph S. „chen Kin⸗ 
der inſolange als eheliche angeſehen werden, bis nicht die Unehelichkeit 
ihrer Geburt erwieſen und die Geburtsmatrik in dieſer Richtung recti⸗ 
ficirt ſei. Sei aber die Ehelichkeit ihrer Geburt anerkannt, ſo folgen 
ſie der Zuſtändigkeit ihres Vaters Joſeph S., welcher zur Zeit ſeines 1868 
erfolgten Todes anerkanntermaßen nach M. in Schleſien zuſtändig war. Die 
von der ſchleſiſchen Landesregierung geäußerte Anſicht, daß die Be⸗ 
ſtimmung des $ 160 a. b. G. B. hinſichtlich der Ehelichkeit der in 
einer Putativehe erzeugten Kinder bloß für das Gebiet des Privat⸗ 
rechtes Geltung habe, könne hier ſchon aus dem Grunde nicht als ent⸗ 
ſcheidend angeſehen werden, weil eine derartige Unterſcheidung des 
öffentlichen und Privatrechtes im Geſetze nicht begründet ſei, da das 
Geſetz vom 3. December 1863 (R. G. Bl. Nr. 105) ausdrücklich 
ſeſtſetze, daß bei Beurtheilung der Zuſtändigkeit die Entſcheidung über 
alle Fragen des Civilrechtes, ſo namentlich über die eheliche oder un⸗ 
eheliche Geburt der Kinder, dem Gerichte zuſteht. 


Die mähriſche Statthalterei legte daher, da eine einverſtändliche 
Löſung über die Zuſtändigkeitsſrage der S . ‚chen Kinder mit der 
ſchleſiſchen Landesregierung nicht zu Stande kam, die Verhandlungs- 
acten im Sinne des § 40 des Geſetzes vom 5. December 1863 (R. 
G. Bl. Nr. 105) dem k. k. Miniſterium des Innern zur Entſcheidung 
vor, welches ddo. 28. März 1877, Z. 3468 in folgender Weiſe ent⸗ 
ſchieden hat: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Grunde des § 40, 
Alinea 4 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 über das 
zwiſchen der Statthalterei von Mähren und der Landesregierung von 
Schleſien zur einverſtändlichen Entſcheidung nicht gelangte Heimatsrecht 
der Kinder des Joſeph S. aus M. in Schleſien und der Maria R., 
der Namen Thereſia, Maria und Johann S. zu erkennen, daß dieſen 
Kindern in M. das Heimatsrecht gebührt. Aus der nunmehr allgemein 
wirkſamen kaiſ. Verordnung vom 3. Juni 1858 (R. G. Bl. Nr. 92) 
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ergibt ſich, daß die Ungiltigkeit einer Ehe noch nicht die Unehelichkeit 
der in dieſer Ehe erzeugten Kinder zur Folge habe; es hat dies zu⸗ 
nächſt die Wirkung, daß, wenn auch die Ungiltigkeit der Ehe im 
Trauungsbuche angemerkt wurde, das Taufbuch, in welchem die Kin⸗ 
der als eheliche eingetragen ſind, ſo lange ungeändert zu belaſſen iſt, 
bis entweder das Strafgericht als erwieſen angenommen hat, daß kei⸗ 
nem Elterntheile die ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehinderniſſes zu 
ſtatten kommt, oder bis das Civilgericht über eine gegen die Kinder, 
rückſichtlich deren Curator erhobene Klage entſchieden hat, daß die Kin⸗ 
der als uneheliche anzuſehen ſeien. Eine nothwendige Conſequenz iſt 
dann die, daß die politiſchen Behörden bei Entſcheidungen, bezüglich 
welcher es auf die eheliche oder uneheliche Geburt ankommt, inſolange 
über dieſe Frage kein Streit bei den Gerichten anhängig gemacht 
wurde, dem Inhalte des Taufbuches Geltung nicht verſagen können; 
vollends ungerechtfertigt wäre es aber, die Wirkſamkeit des Taufbuches 
in Bezug auf Fragen des öffentlichen Rechtes auszuſchließen. 

In dem vorliegenden Falle kann nun das Civilgericht nach 8 37 
des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 (R. G. Bl. Nr. 105) 
ſich mit der Frage der Ehelichkeit oder Unehelichkeit der Kinder nicht 
beſaſſen, weil vom Parteiſtandpunkte, auf welchen es hier ankommt, 
kein Streit beſteht; das Strafgericht hat hierüber ſich bereits ausge⸗ 
ſprochen, daher für die politiſche Behörde einzig und allein der actuelle 
Stand des Taufbuches maßgebend iſt. Hiernach ſind die Kinder des 
Joſeph S. mit Maria R.: Thereſia, Maria und Johann als ehelich 
anzuſehen und zu behandeln; ſie ſolgen, da ſie ſelbſtſtändig ein Hei⸗ 
matsrecht nicht erworben haben, nach 8 6 des Heimatsgeſetzes dem Hei⸗ 
matsrechte des Baters und ſind demnach, da Joſeph S. unbeſtritten 
zur Zeit ſeines Ablebens in der Gemeinde M. in Schleſien heimatsbe⸗ 
rechtigt war, ebenfalls in M. heimatsberechtigt“. G. 
— — ee DE Re 

Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtrathe Gottfried Schwab in Prag an⸗ 
läßlich der von ihm angeſuchten Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand, in 
Anerkennung ſeiner vieljährigen vorzüglichen Dienſtleiſtung, das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſef⸗Srdens⸗allergnädigſt zu verleihen geruht. — 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſeeretür Dr. Emil Ste in bach 
zum Miniſterialſeeretär im Juſtizminiſterium allergnädigſt zu ernennen geruht. 

Seine Majeſtät haben den Doctoren Ferdinand Ritter v. Arlt und 
Karl Ritter Braun v. Fernwald jedem den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Erhebung der k. und k. Confularagentie zu 
Samof zu einem Honorar⸗Viceconſulate genehmigt und den C. L. Mare zum 
unbeſoldeten Viceconſul dortſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Oberpoſtcontrolor Franz Aſtleithu er 
in Krakau zum Oberpoſtverwalter in Pilſen ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Freiherrn Roderich v. Villa⸗Secca und 
das Linzer Landwirthſchafts⸗Geſellſchafts⸗Mitglied Franz Zoepf zu proviſoriſchen 
Landescultur⸗Inſpectoren, u. zw erſteren für Mähren, Schleſien und Nieder⸗ 


Oeſterreich, letzteren für Ober⸗Oeſterreich, Salzburg, Nordtirol und Vorarlberg 
ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der Landesregierung in 
Laibach in der achten Rangsclaſſe, bis 30. November, (Amtsbl. Nr. 266.) 
Kanzliſtenſtelle im Bereiche der Salinen⸗Verwaltungen in den Alpen⸗ 
ländern, in der eilften Rangsclaſſe, bis 27. December. (Amtsbl. Nr. 267.) 
Kanzliſtenſtelle bei der ſteiermärk. Statthalterei (im Regiſtraturfache) mit 
den Bezügen der eilften Rangsclaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 270.) 
Secretärsſtelle bei der k. k. Generaldirection der Tabakregie in Wien in 
der achten Rangsclaffe, bis 20. December. 
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